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jedoch nur „ “

 Richtlinie (EU) 2019/1152 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20.Juni 2019 über transparente und 
vorhersehbare Arbeitsbedingungen in der Europäischen Union, ABl L 186/2019, 105. 

Soweit nachfolgend von „RL“ 

etwa bereits im April 2024 den Appell, raschestmöglich eine „
“ zu initiieren, noch bevor es zum Eintritt eines 

„ “ käme. Er attestierte der Norm gar „hohes Potenzial, die Rechtslage […] nahezu "auf den 
"“

Die Publikation seiner „Sichtweise zu § 11b AVRAG“ begründet
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„Informationen zu § 11b Arbeitsvertrags Anpassungsgesetz“ versehenes Dokument, in dem es, 

nach eigenen Angaben, die „Sichtweise des BMAW zur Auslegung dieser Bestimmung“ 

Regierungsprogramm vermuten. Dieses kündigt nämlich unter dem Titel „Rechtssicherheit“ an, 

„[ü]berschießende 

“

– –

„

t“, vgl ÖVP/SPÖ/NEOS, Regierungsprogramm 2025
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–

–

Ersatz „
fehlgeschlagenem Erfolge […]“.
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(„Ordinationshilfe Fall“) 

„

„

AN nicht „

[…] “

RS formuliert: „

“

„
“ zu ersetzen hat

„
„
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–

„ “.

(„Notarztausbildungs Fall“) 

– –

„

schon bisher „ “
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–

–

–

–

zumal „
“ sei. Die Privatautonomie unterliege hier einer Beschränkung.

: „
und Krankenpflegeberufe, […] gewährleistet ist.“

beispielhaft die „ “ nennt. 

– –

mwN; Zugleich betonen die Autoren jedoch, dass die Kostentragung des AG qua § 1014 ABGB p.a. „
“.
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7 Ra 262/98w aus: „

“

positivierten Fürsorgepflicht des AG, der ausdrücklich die „

; zum Argument des „Durchschlagens“ der gesetzlichen Fortbildungsverpflichtung des AN 
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– –

–

Knowhow als Betriebsmittel iwS „
“ bestehe. 

2022, 1145 (1447), der iZm Fortbildungen vertritt, dass es „ “ des AN sei, seine 

–
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–

„

“

„ “ heißt

„ “
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„
[…]

“; 

https://rdb.manz.at/document/1157_1_zellkomm_abgb_p1014
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2.1.4.1 Dem Arbeitsvertrag inhärente Bildungspflichten?

– –

die „
“. 
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Die Teilnahme entspreche „

“.

(„

“ „(...) die Teilnahme an solchen in den Rahmen der 

“

„ “

„

“

der E aus derselben allgemein, „

“

es formuliert, „

“

4 Ob 24/78 ZAS 1979/17, 142: „

.“

abzustellen sei und mangels eines solchen der AN „ “ schulde

bei der „ “ zu veranschlagen seien.

Der OGH differenziert hier terminologisch nicht zwischen „Fortbildung“ und „Weiterbildung“

§ 1153 ABGB Rz 17: „
.“
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„unsichtbare“ 

– –

„ “ des AN für 

JGS 946/1811: „

.“
Kletečka/Schauer,
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–

–

„ “

„ “ nach Verständnis der 

„
“, 

jedenfalls „ “ auszustatten
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2.1.4.2 Gesetzliche Bildungspflichten als arbeitsvertragliche Pflichten?

die sich „

arbeitsvertragliche Pflicht nieder[schlägt]“

–

–

– konstatiert, „ “ –

„

“
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–

– „

„

“ – –
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–

–

„

“

–

–
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„

– –

BGBl I 80/2000: „

.“
: „

.“
Gewebesicherheitsgesetz idF BGBl I 49/2008: „

“
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„

“
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§ 1014 ABGB „ “ noch Raum für 
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„

“
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–

die „optimierte“ –

–

– –
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„mitzubringen“, 

–

–



32

–
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Grundsatz („ “) der

„ “

die MS sicherzustellen, dass AN „

“. 

Die Bedeutung der Erwachsenenbildung wird in der Union unter dem Leitgedanken des „lebenslangen Lernens“ 

–

Vgl ErwGr 2, wo es heißt: „

[…]“.
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eine entsprechende Verpflichtung „

“ trifft, 

„

”

 ErwGr 37 lautet im Volltext: „

 

“
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3.1.3.1 § 11b AVRAG als Umsetzung des Art 13 der RL

–

–

unter dem Titel „

“ 

„

“

GP 14, wo es heißt: „



36

In zwei weiteren Sätzen wird schließlich zusammengefasst, was „

“ und sodann im Wesentlichen

AVRAG wiederholt. Einzig der Hinweis, dass es sich bei einem „Dritten“ im Sinne §

3.1.3.2 Folgen der verspäteten/unzureichenden Umsetzung der RL

.“; dieser Klarstellung bedürfte es im Hinblick auf 

„

“

, RdW 2024, 225 etwa die neue Bestimmung als „ “ und legte dem 
Gesetzgeber „ “ nahe.
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„
“

„

“ „

ausreichend bestimmte Ansprüche gegen den „Staat" normiert und nicht fristgerecht 
“

Es entspricht der stRsp des EuGH, „
möglich ist […] Daraus 

.“ C‑397/01 bis C‑403/01
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„

… […] 

“

–

–
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.1.4.1 Erfasste Kategorien von Bildungsmaßnahmen

Bildungsmaßnahmen. So ist Art 13 mit dem Wort „Pflichtfortbildungen“ betitelt und spricht 

auch im Normtext lediglich von „ “, wohingegen § 11b umfassend an „Aus

und Weiterbildung“

sich die Begriffe „Ausbildung“, „Fortbildung“ und „Weiterbildung“ voneinander abgrenzen 

Unter „Ausbildung“ ist demnach der Erwerb grundlegender Fähigkeiten, 

„ “

Weiterbildung, der Besuch eines arbeitsrechtlichen „Judikatur Update“
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Anwendbarkeit auf „jene Bildungsmaßnahmen […], derer es bedarf, um die geschuldete 

“

verpflichtend anzubietende Berufsausbildungen Bezug nimmt, dass „Fortbildung“ im Sinne der 

dass man aus dem Passus „

“ 

ische Sprachfassung („training […] to 

unter Hinweis etwa auf die englische Sprachfassung: „

which he or she is employed“

– –
, nach dem „ “ seien.
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G besteht, „

“

–

–

„ “ ist –

auf die faktische Tätigkeit des AN („

AVRAG letztlich „ “
der EuGH „Pflichtfortbildungen“ „

“.
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“), § 11b dagegen auf die vertraglich vereinbarte („

“).

„ „

„

(„

… “)

ME wäre es hier im Hinblick auf den Wortlaut des Art 13 präziser von der „praktisch ausgeübten Arbeit“ zu 

, ÖZPR 2024, 125, darauf hin, dass der Normtitel nicht gut gewählt ist („
“).

: „

Berufsschulpflicht entstehen (Internatskosten), zu tragen. […]“
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die „

“ 

 Schöffmann, ZAS 2019, 244 (252), zust Haider, Traupmann, DRdA-infas 2024, 
329 (330), die überdies als weitere Beispiele § 11d KAKuG (Gesundheits- und Krankenpflegeberufe) idF BGBl I 
801/1993 sowie § 14 Abs 1 GGBV (Gefahrgutbeförderungsverordnung) idF BGBl II 303/1999 ins Treffen führt. 

und Krankenpflegegesetz) idF BGBl I 75/2016: „

.“
„[

Fortbildungsprogramms der Österreichischen Ärztekammer fortzubilden […].“
: „

“

Vgl nochmals ErwGr 37: „[…] 

.“
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dezidiert auf eine Verpflichtung des AG zum Anbot der Fortbildung „

“ 

arüber hinaus könne der Begriff „Pflichtfortbildungen“

§ 111 (deutsche) Gewerbeordnung idF dBGBl I 2022, 1174: „

“

infas 2024, 329 (330), die daher von „
“ des §

Zust Reitter, ASoK 2024, 303 (304), die überdies § 8 Abs 2 GSG (Gewebesicherheitsgesetz) idF BGBl I 49/2008 
ins Treffen führt, dessen Satz zwei vorsieht, dass „[d]as Personal […] vor Aufnahme der Tätigkeit und danach 
fortlaufend durch entsprechende Fortbildungsmaßnahmen rechtzeitig und regelmäßig auf den neuesten Stand der 
Wissenschaften und Technik gebracht werden [muss]“; zust auch Traupmann, DRdA-infas 2024, 329 (330), die 
als weiteres Beispiel § 14 Abs 1 GGBV (Gefahrgutbeförderungsverordnung) idF BGBl II 303/1999 zu 
Unterstützungsmaßnahmen der AG nennt: „Unternehmen gemäß § 11 Abs. 1 GGBG haben als 
Arbeitgeber/Arbeitgeberinnen sicherzustellen, daß 1. Kosten, die bei ihren Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen für 
deren im betrieblichen Interesse (§ 49 Abs. 3 Z 23 ASVG und § 26 Z 3 EStG 1988) angeordnete Ausbildung oder 
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Fortbildungsverpflichtungen „ “

Fortbildung zur Erlangung der Erteilung oder Verlängerung von Schulungsnachweisen gemäß § 11 Abs. 5 und 6 
GGBG entstehen, von den Arbeitgebern/Arbeitgeberinnen getragen werden und 2. solchen 
Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen während der Arbeitszeit, unter Fortzahlung des Entgeltes, die Zeit eingeräumt 
wird, die zur Erlangung der Kenntnisse hinsichtlich der in § 11 Abs. 2 letzter Satz und Abs. 3 genannten Aufgaben 
und zur Erlangung der Erteilung oder Verlängerung von Schulungsnachweisen gemäß § 11 Abs. 5 und 6 GGBG 
nötig ist.“; Bertsch, ARD 6917/4/2024, 3 (5), bejaht eine verpflichtende Fortbildung iSd RL offenbar im Falle der 
§ 63 ff sowie § 104c GuKG (Fortbildungsverpflichtungen für Angehörige der Pflegeassistenzberufe in hier 
definiertem Ausmaß) sowie im Falle des § 34 SWÖ-KV.
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AVRAG gewidmeten Aufsätzen häufig Begriffe wie „ “, „ “ oder 

„ “ fallen.

, dass der Begriff „ “ 

auf das Wort „ “ in den Gesetzesmaterialien

und schließen sodann mit der Feststellung, dass „ “ § 11b AVRAG zu erlassen 

sei nun wohl das Wörtchen „ “ quasi als „ “ zu lesen 

„Wert“ und damit bei der „ “ des § 11b AVRAG auch die verpflichtende 

„ “ spricht; in diesem Sinne auch 

Vorgabe „ “ ist; 
dagegen von einem „ “ Anwendungsbereich. 
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(„ “ – „ “

„daher“ in den Mat zu §
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nationalen Verständnis vom Begriff „ “ umfasst sind. Schon ein Größenschluss legt 

AN („ “), 

„ “ –

erkmal der „

“ hineinlesen 
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–

seitigen Verpflichtung, die Bildungsmaßnahme „anzubieten“.

in diesem Zusammenhang von einer „ “ 

–

–

, ÖZPR 2024, 124 (125), der § 5 Abs 2 Satz 2 Oö ChG ua kraft ihres „
“ die Qualität einer gesetzlichen Verpflichtung iSd RL abspricht. 

“
[…]

.”
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– –

„
“
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–

–

–

eine „bestimmte“ Bildungsmaßnahme iSd § 11b AVRAG zu 

, ob man von einer „Voraussetzung“ 

„

“
Vgl § 50 SanG idF BGBl I 80/2013: „

.“
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– –

der Norm, die eine „ “ Bildungsmaßnahme 

„ “ „ “

„vorausgesetzt“ sind, 

immanenten „unsichtbaren“ 



53

–

– –

–

„ “ –

 ARD 6917/4/2024, 3 (5).

RdW 2024, 558 (559), dass eine „bestimmte“ Bildungsmaßnahme nicht 

„ “ und es auch diesfalls zur Anwendung des § 11b 
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„vorausgesetzt“ für die Tätigkeit

–



55

des AN seien nur dann von Relevanz, „

“

„ “ von 
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–

„zukunftsgerichtet“ ist –

Frage, welche Bildungsmaßnahmen „vorausgesetzt“ sind, zu veranschlagen

sich auch aus „
“ 
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„Voraussetzung“

Bedeutungsgehalt der „ “

„vorausgesetzt“ nur sei, was erforderlich, nicht aber bloß nützlich für die Tätigkeit 

–

–

–

(Hrsg) FS Mosler (2024) 239 (248), der davon ausgeht, dass sich aus dem Arbeitsvertrag eine „
“ ergeben müsse, wie sie dem BAG entnommen wird. 
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in „ “

–

„Voraussetzung“ iSd § 11b AVRAG sind, wenn 

–

–
Vgl Art 13: „ […] wenn der Arbeitgeber […] verpflichtet ist, den 

.“

„ “ nicht folgen werde, sondern den Passus wohl iSd 

an, dass § 11b Abs 1 AVRAG „
“.
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–

„

“

dann „ “

–
–

–

–

„ “
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–

„

“ ermöglichen. 
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) Bildungsmaßnahme als „Voraussetzung“ für eine 

– –

, dass „Voraussetzung“ 

–

„vorausgesetzt“

–
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–

„Voraussetzung“

–

als „Voraussetzung“ iSd Gesetzes qualifizieren wolle.
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jedenfalls als „Voraussetzung“ aufgrund des Arbeitsvertrags iSd § 11b 

– – Begriffs der „Voraussetzung“

„Bestimmtheit“ 

„ “ iSd Z 2 leg cit versteht.
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–

–

JGS 946/1811: „
“
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–

„Spezialkenntnisse“ „ad

, Vortrag „Aus und Fortbildung im Arbeitsverhältnis“
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„Platz“ für eine 
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–

–

– –

–

fallen, bliebe das bisherige Verständnis von § 2d AVRAG unangetastet. 
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nach dem nicht ersichtlich sei, „

“.
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„bestimmte Bildungsmaßnahme“ vorliegt

m von einer „Voraussetzung“ zu sprechen, 

Ausbildungskostenrückersatzes „

“
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nur auf „ “ 

Auch wird man dann nicht von einer „Voraussetzung“ sprechen können, wenn 

, die bloß „ “ ist, 

–

–
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„ “

–

–

, RdW 2024, 558 (560): „
.“
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seine arbeitsvertraglichen Pflichten „durchschlagen“

–

vor dem Tatbestandsmerkmal der „bestimmten“ Aus

wollte, dass der AG „ “.
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, It’s not only Hard Cases that make Bad Law, ZAS 2024, 189
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–

Kletečka/Schauer

–

Beck’sche Kurzkommentar

–
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regulates the employer’s 

–

the Austrian Supreme Court’s case law on employers’ obligations 

 

 


